
 

 

Erläuternder Bericht des Vorstands gemäß § 176 Abs. 1 Satz 1 AktG zu den 

Angaben nach§ 289 Abs. 4 und  § 315 Abs. 4 HGB 

 
 

Nachfolgend erstattet der Vorstand der EASY SOFTWARE AG mit seinem Jahresabschluss 2016 

einen erläuternden Bericht zu den Angaben im zusammengefassten Lage- und 

Konzernlagebericht nach § 289 Abs. 4 und § 315 Abs. 4 HGB. 

 

ANGABEN NACH § 289 ABS. 4 NR. 1, § 315 ABS. 4 NR. 1 HGB 
(Zusammensetzung des gezeichneten Kapitals) 
 

Am 31. Dezember 2016 betrug und gegenwärtig beträgt das Grundkapital der EASY 

SOFTWARE AG EUR 5.403.000,00. Es ist eingeteilt in 5.403.000 auf den Inhaber lautende 

Stückaktien mit einem anteiligen Betrag am Grundkapital von EUR 1,00 je Aktie. Zum 31. 

Dezember 2016 befanden sich keine Aktien im eigenen Bestand. Das Grundkapital und seine 

Zusammensetzung sind bis zum Datum der Erstellung des Jahresabschlusses 2016 

unverändert geblieben. 

 

ANGABEN NACH § 289 ABS. 4 NR. 2, § 315 ABS. 4 NR. 2 HGB  
(Beschränkungen, die Stimmrechte oder die Übertragung von Aktien betreffen) 
 
Die Aktionäre der EASY SOFTWARE AG sind in ihrer Entscheidung, Aktien zu erwerben oder zu 

veräußern, weder durch deutsche Gesetze noch durch die Satzung der Gesellschaft 

beschränkt. Der Erwerb und die Veräußerung von Aktien bedürfen zu ihrer Wirksamkeit nicht 

der Zustimmung der Organe der Gesellschaft. Beschränkungen, die die Übertragbarkeit von 
Aktien betreffen, sind der Gesellschaft nicht bekannt. 

Jede Aktie gewährt in der Hauptversammlung eine Stimme. Das Stimmrecht der Aktionäre 

unterliegt weder nach Gesetz noch nach der Satzung der Gesellschaft Beschränkungen. Die 

Stimmrechte sind nicht auf eine bestimmte Anzahl von Aktien oder eine bestimmte 

Stimmenzahl begrenzt. Sämtliche Aktionäre, die sich rechtzeitig zur Hauptversammlung 

angemeldet und ihre Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur 

Ausübung des Stimmrechts nachgewiesen haben, sind zur Abgabe des Stimmrechts aus allen 

von ihnen gehaltenen und angemeldeten Aktien berechtigt. Es gelten ausschließlich die 
gesetzlichen Stimmrechtsverbote (z. B. § 136 AktG). 
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ANGABEN NACH § 289 ABS. 4 NR. 3, § 315 ABS. 4 NR. 3 HGB 
(Direkte oder indirekte Beteiligungen am Kapital, die 10 vom Hundert der Stimmrechte 
überschreiten) 
 

Im Geschäftsjahr 2016 sind der EASY SOFTWARE AG keine relevanten 

Stimmrechtsmitteilungen zugegangen. Die direkten und indirekten Beteiligungen an der EASY 

SOFTWARE AG sind im Anhang des Finanzberichts unverändert im Vergleich zum Vorjahr 
aufgeführt.  

 

ANGABEN NACH § 289 ABS. 4 NR. 4, § 315 ABS. 4 NR. 4 HGB  
(Aktien mit Sonderrechten) 
 
Aktien mit Sonderrechten, die Kontrollbefugnisse verleihen, hat die Gesellschaft nicht 
ausgegeben. 

 

ANGABEN NACH § 289 ABS. 4 NR. 5, § 315 ABS. 4 NR. 5 HGB  
(Stimmrechtskontrolle bei Arbeitnehmerbeteiligung) 
 
Es besteht keine Beteiligung von Arbeitnehmern am Kapital, aus der die Arbeitnehmer ihre 
Kontrollrechte nicht unmittelbar ausüben könnten. 

 

ANGABEN NACH § 289 ABS. 4 NR. 6, § 315 ABS. 4 NR. 6 HGB  
(gesetzliche Vorschriften und Bestimmungen der Satzung über die Ernennung und 
Abberufung der Mitglieder des Vorstands und über die Änderung der Satzung) 
 
Ernennung und Abberufung der Mitglieder des Vorstands sind in den §§ 84, 85 AktG sowie in 

§ 23 der Satzung der EASY SOFTWARE AG geregelt. Danach bestellt der Aufsichtsrat die 

Mitglieder des Vorstands. Gemäß § 23 der Satzung besteht der Vorstand aus mindestens einer 

Person. Im Übrigen bestimmt der Aufsichtsrat die Anzahl der Mitglieder des Vorstands. Der 

Aufsichtsrat bestellt die Mitglieder auf höchstens fünf Jahre. Eine wiederholte Bestellung für 

höchstens fünf Jahre oder ein vorzeitiger Widerruf der Bestellung sind zulässig. Der 

Aufsichtsrat kann ein Mitglied des Vorstandes zum Vorsitzenden ernennen. Es können 
stellvertretende Vorstandsmitglieder bestellt werden.  
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Die Änderung der Satzung erfolgt nach den §§ 179, 133 AktG sowie § 13 der Satzung und 

erfordert einen Hauptversammlungsbeschluss, der mit einfacher Stimmenmehrheit sowie mit 

einer Dreiviertelmehrheit des bei der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals gefasst 

werden muss. Die Änderung der Satzung wird gemäß § 181 Abs. 3 AktG mit der Eintragung im 
Handelsregister wirksam. 

Nach § 19 der Satzung ist der Aufsichtsrat ermächtigt, Änderungen der Satzung, die nur die 
Fassung betreffen, vorzunehmen.  

 

ANGABEN NACH § 289 ABS. 4 NR. 7, § 315 ABS. 4 NR. 7 HGB  
(Befugnisse des Vorstands hinsichtlich der Möglichkeit, Aktien auszugeben oder 
zurückzukaufen) 
 
GENEHMIGTES KAPITAL 
 

Es bestehen zwei genehmigte Kapitalia im Gesamtvolumen von bis zu EUR 2.701.500. 

Der Vorstand wurde durch Beschluss der Hauptversammlung vom 28. August 2013 ermächtigt 

das Grundkapital der Gesellschaft mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 27. August 2018 

einmalig oder mehrfach um insgesamt bis zu EUR 1.350.750,00 (in Worten: Euro eine Million 

dreihundertfünfzigtausendsiebenhundertfünfzig) gegen Bareinlage zu erhöhen (Genehmigtes 

Kapital 2013/I). Den Aktionären steht dabei grundsätzlich ein Bezugsrecht zu. Die Aktien 

können auch von einer Bank oder einem Bankenkonsortium mit der Verpflichtung 

übernommen werden, diese den Aktionären zum Bezug anzubieten. Der Vorstand ist 

ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre für 
Spitzenbeträge auszuschließen.  

Der Vorstand wurde durch weiteren Beschluss der Hauptversammlung vom 8. August 2014 

ermächtigt das Grundkapital der Gesellschaft mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 7. 

August 2019 einmalig oder mehrfach um insgesamt bis zu EUR 1.350.750,00 (in Worten: Euro 

eine Million dreihundertfünfzigtausendsiebenhundertfünfzig) gegen Bareinlage zu erhöhen 

(Genehmigtes Kapital 2014). Den Aktionären steht dabei grundsätzlich ein Bezugsrecht zu. Der 

Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das gesetzliche Bezugsrecht 
der Aktionäre für Spitzenbeträge auszuschließen.  

Die Gesellschaft hat von den genehmigten Kapitalia bislang keinen Gebrauch gemacht. 
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ERWERB EIGENER AKTIEN 
 

Die Gesellschaft wurde durch Beschluss der Hauptversammlung am 27. Mai 2010 ermächtigt, 

bis zum 26. Mai 2015 eigene Aktien bis zu insgesamt 10 % des zum Zeitpunkt der 

Beschlussfassung bestehenden Grundkapitals zu erwerben. Von dieser Ermächtigung wurde 
bis zu ihrem Auslaufen kein Gebrauch gemacht. 

 

ANGABEN NACH § 289 ABS. 4 NR. 8, § 315 ABS. 4 NR. 8 HGB 
(wesentliche Vereinbarungen des Mutterunternehmens, die unter der Bedingung eines 
Kontrollwechsels infolge eines Übernahmeangebotes stehen) 
 

Es bestehen keine wesentlichen Vereinbarungen der Gesellschaft, die unter der Bedingung 
eines Kontrollwechsels in Folge eines Übernahmeangebotes stehen. 

 

ANGABEN NACH § 289 ABS. 4 NR. 9, § 315 ABS. 4 NR. 9 HGB  
(Entschädigungsvereinbarungen des Mutterunternehmens für den Fall eines 
Übernahmeangebotes) 
 
Es gibt keine Entschädigungsvereinbarungen der Gesellschaft, die für den Fall eines 

Übernahmeangebots mit den Mitgliedern des Vorstands oder den Arbeitnehmern getroffen 

wurden. 

 

Mülheim an der Ruhr, 25. April 2017  

 

gez. Willy Cremers 


